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Bauleitplanug der Gemeinde Lahntal, Ortsteil Caldern; Bebauungsplan Nr. 1 3  "Rettungswa­
che Caldern" 

Ihr Schreiben vom 07.1 2.2021 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die mit o. a. Schreiben übersandten Planunterlagen haben wir zur Kenntnis genommen. Seitens un­
seres Fachbereichs Gefahrenabwehr bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Anmerkungen 
und Hinweise werden insoweit nicht vorgebracht. 

Des Weiteren nehmen wir als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 

Fachbereich Bauen, Wasser- und Naturschutz 
Die vorliegenden Planunterlagen wurden durch den Fachbereich Bat.1en, Wasser- und Naturschutz 
geprüft. 

Seitens des Fachdienstes Bauen werden zu den Planungen keine Anregungen oder Hinweise gel­
tend gemacht. 

Die weiteren Fachdienste äußern sich wie folgt: 

Naturschutz 

Aus natur- und artenschutzrechtlicher Sicht ist keine abschließende Stellungnahme möglich, da die 
Erstellung des Artenschutz-Fachbeitrages noch nicht abgeschlossen ist und jegliche Aussagen zum 
Artenschutz sowie zur Bewältigung des Kompensationsdefizits fehlen und diese erst im Folgeverfah­
ren abgearbeitet und gelöst werden. Es werden keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorha-
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ben vorgetragen, vorausgesetzt die Entlassung aus dem LSG „Auenverbund Lahn-Ohm" wird bean­
tragt und zugelassen und der FNP entsprechend angepasst. Die folgenden Punkte sollen bei der 
weiteren Bearbeitung berücksichtigt und in den Plan eingearbeitet werden. 

Artenschutz 
Ohne eine Prüfung der artenschutzrechtlichen Aspekte besteht die Gefahr, dass artenschutzrechtli­
che Belange durch die geplante Maßnahme nachhaltig betroffen sind. Daher ist im Rahmen der Pla­
nung ein qualifizierter artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemäß Leitfaden für die artenschutzrechtli­
che Prüfung in Hessen für die relevanten Tiergruppen vorzulegen. Neben der Erfassung von Flora 
und Fauna im Planungsgebiet ist die Abschätzung der negativen Auswirkungen auf den Bestand der 
vor Ort vorhandenen streng oder besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten wesentlicher Be­
standteil dieser Prüfung. 
Falls Verbotstatbestände berührt werden und somit eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmi­
gung benötigt würde, müssten entsprechende Maßnahmenkonzepte für die durch den Eingriff be­
troffenen Arten entwickelt werden. 
Eingriffsregelung. -vermeidung und -minimierung 
Im Rahmen der Eingriffsminimierung sollte auch zur Erhaltung des Wegeseitengraben und der dort 
vorhandene Strukturen geprüft werden, ob die Erschließung der rückwärtig geplanten Garagen nicht 
über den vorhandenen Wirtschaftsweg geführt werden kann. Zur Sicherung könnte der Weg in den 
Geltungsbereich einbezogen werden. Diese Vermeidungsmaßnahme dient auch dem Bodenschutz 
gemäß Punkt 1 .5 der Begründung zum B-Plan. 
Das Dach der Fortbildungsstätte soll gemäß Planung als extensiv begrüntes Flachdach hergestellt 
werden. Es sollte in diesem Zuge geprüft werden, ob auch das Dach der bestehenden Rettungswache 
extensiv begrünt werden kann. 
Die im Geltungsbereich vorhandenen Gehölze sind soweit möglich zu erhalten und in die geplante 
Eingrünung zu integrieren. 
Die Befestigung der Parkplätze sollte mit minimaler Versiegelung ausgeführt und naturnah mit einer 
geeigneten Regiosaatgutmischung begrünt werden. Wassergebundene Decken oder Schotterrasen 
wären zum Abstellen der Fahrzeuge ausreichend, zumal davon auszugehen ist, dass nur wenige 
Stellplätze regelmäßig genutzt werden (vgl. Begründung Punkt 1 .4.5). 
Weiterhin sollte geprüft werden, ob anfallendes Niederschlagswasser nicht in den angrenzenden Gra­
ben eingeleitet und dort zumindest teilweise zur Versickerung gebracht werden kann. Der Graben ist 
mit seinen Strukturen zu erhalten. Die Einhaltung der 1 0  m tiefen Bauverbotszone im Uferbereich des 
Grabens (§ 23 HWG) ist abzuprüfen. Dies spricht auch für eine Nutzung und Ausbau des Feldweges 
zur Erschließung der neuen Wache. 
Kompensation 
Im Rahmen der naturschutzrechtlichen Genehmigung für die bestehende Rettungswache wurden de­
tailliert die Anlage von Grünflächen sowie die Pflanzung von Gehölzen und Fassadenbegrünung ge­
regelt. Diese Maßnahmen sind auch im NATUREG als Kompensationsfläche erfasst, im Bestands­
plan jedoch nicht dargestellt (Darstellung nur im Umweltbericht), obwohl in der Örtlichkeit vorhanden 
(z.B. Bäume). 
Eine Bewertung und Bilanzierung sowie der gleichwertige Ausgleich sind im aktuellen Verfahren si­
cherzustellen. Die Festsetzung z .B. von Pflanzstandorten für Einzelbäume soll in der Plankarte nach­
geholt werden, damit die Übernahme in die Bauantragsunterlagen gesichert ist. 
Anregungen zur Kompensation liefert auch der L-Plan der Gemeinde Lahntal, wie z. B. :  
Der "Rodenhäuser Bach" (Straßengraben westlich der L3092) ist als Kulturgewässer strukturell auf­
zuwerten, durch Sohlstabilisierung und Uferstreifen/Uferstauden. 
Hinweise 
Unter Punkt 2 . 1  der Begründung findet sich folgender Fehler: ,,Darüber hinaus kann angesichts der 
geplanten geringfügigen Ausdehnung des Friedhofsgeländes (rd. 600 m2) und der Zulässigkeit von 
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Vorhaben, die sich in die Umgebung einfügen, nicht von einer „Raumbedeutsamkeit" ausgegangen 
werden, da die beiden bestimmenden Kriterien: Raumbeanspruchend und Raumbeeinflussend nicht 
erfüllt sind. " 

Eine abschließende Stellungnahme zur vorgelegten Planung erfolgt erst nach der angekündigten Er­
arbeitung und Prüfung des Artenschutzfachbeitrages sowie einer vollständigen Erfassung des Ein­
griffsumfangs auch unter Berücksichtigung der durch die LSG-Genehmigung festgesetzten Kompen­
sationsflächen und -maßnahmen. 

Wasser-und Bodenschutz 

Das Vorhaben befindet sich nicht in einem Wasserschutz- oder Überschwemmungsgebiet. Zu den 
angrenzenden Gewässern mit zugehörigen Gewässerrandstreifen wird ebenfalls ausreichend Ab­
stand eingehalten. 

Das Einleiten des auf den versiegelten Flächen anfallenden und gesammelten Niederschlagswassers 
in den Untergrund (ins Grundwasser) oder in anliegende oberirdische Gewässer bedarf gern. §§ 8 ff. 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Diese ist beim Fachdienst 
Wasser- und Bodenschutz, der Unteren Wasserbehörde beim Landkreis zu beantragen. Nieder­
schlagswasser soll grundsätzlich von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasser­
wirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. 

Ferner sind für den Nachweis der Unschädlichkeit der Einleitung die technischen Regelwerke DWA­
A 1 1 7  (Bemessung von Regenrückhalteräumen (für RRB)), A 1 38 (Planung, Bau und Betrieb von 
Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) sowie M 153 (Handlungsempfehlungen zum 
Umgang mit Regenwasser) oder A 1 02 (Grundsätze zur Bewirtschaftung und Behandlung von Re­
genwetterabflüssen zur Einleitung in Oberflächengewässer) anzuwenden. Die Berechnungen sind 
mitsamt Freiflächen- und Entwässerungsplänen den Antragsunterlagen beizufügen. 

Fachbereich Ländlicher Raum und Verbraucherschutz 
Vom Grundsatz her bestehen aus agrarstruktureller Sicht keine Bedenken gegen die geplante Ände­
rung des Flächennutzungsplanes und dem Bebauungsplan, sofern folgendes berücksichtigt wird: 

• Durch den geplanten Bau eines Garagengebäudes mit 4 Stellplätzen und des Baues von Schu­
lungsräumen entsteht ein erhöhter Bedarf an Parkplätzen. Da diese, bereits auf der Planfläche 
(S.5 Abs. 6) nicht in ausreichender Anzahl zur Verfügung stehen, ist davon auszugehen, dass 
rund um das Gebäude, vor allem auf dem Wirtschaftsweg (Fist. 67) geparkt wird. Da dies in der 
Folge zu erheblichen Behinderungen des landwirtschaftlichen Verkehrs führt, ist durch entspre­
chende Maßnahmen (Halte- bzw. Parkverbotszone) sicher zu stellen, dass der landwirtschaft­
liche Verkehr diesen Bereich ungehindert, auch mit großen Maschinen, passieren kann. 

Der Gemeindevorstand der Gemeinde Lahntal erhält eine Mehrausfertigung dieser Stellungnahme 
zur Kenntnis und weiteren Prüfung der dargelegten fachbehördlichen Belange. Über das Ergebnis 
der Abwägung bitten wir, uns zu gegebener Zeit zu unterrichten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 



sriehl
Rechteck


















